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Protokoll des Fachgesprächs „Gemeinsam gegen Gewalt, geht das? 

Kooperation von WTG-Behörde und Eingliederungshilfeträger?“ 

im Rahmen der Fachtagung zum Thema Gewaltschutz in der 

Eingliederungshilfe am 7.11.2022 

 

Moderatorin: Tina Kraus  

 

Teilnehmer*innen: Dr. Christian Wiefling, Landkreistag NRW und Gabriele von Berg, 

LVR-Fachbereichsleiterin Sozialhilfe / Fachliche Ressourcen  

 

 

Fr. Kraus: In welcher Zuständigkeit treten die WTG-Behörden zum Thema 

Prüfung des Gewaltschutzes auf, Herr Dr. Wiefling?  

 

Hr. Dr. Wiefling: Die Zuständigkeit der WTG-Behörden richtet sich nach dem Wohn- 

und Teilehabegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen und dort ist das geregelt in § 8. 

Schon immer, bzw. seit 2014, war das schon in diesem Paragraphen geregelt. Da hat 

man den Leistungserbringern die Aufgabe gegeben, geeignete Maßnahmen für die 

Gewaltprävention herzustellen und es gab auch damals schon eine 

Dokumentationspflicht, die man auch erfüllen musste. Durch die Vorfälle im 

Wittekindshof hat der Gesetzgeber das WTG ein wenig novelliert. Man hat jetzt das, 

was davor schon eigentlich Standard war, nochmal zur Klarstellung in das Gesetz 

reingeschrieben. Stichwort Präventionsstrategien/Interventionskonzepte. Die sind jetzt 

festgeschrieben. Auch, dass man seine Mitarbeiter regelmäßig schulen und auch 

entsprechend Fortbildungen anbieten muss. Das wird dann von den WTG-Behörden bei 

der jeweiligen Prüfung in den Einrichtungen auch entsprechend überprüft und das ist so 

die Zuständigkeit, die sich per Gesetz für die WTG-Behörden ergibt. Es gibt dann auch 

noch eine Durchführungsverordnung, wo dann Details festgeschrieben sind, da gibt es 

bald eine neue Verordnung. Da warten wir alle gespannt drauf, was da drinstehen wird.  

 

Fr. Kraus: In welcher Zuständigkeit tritt der LVR als Träger der 

Eingliederungshilfe zum Thema Prüfung des Gewaltschutzes auf, Frau von 

Berg? Welche Kriterien werden hierbei wiederum angelegt? 

 

Fr. von Berg: Dem LVR als Träger der Eingliederungshilfe ist das Prüfrecht mit 

Einführung des BTHG neu übertragen worden. Das steht im § 128 SGB IX, dass Träger 

der Eingliederungshilfe prüfen. Wir haben in NRW noch eine weitere Regelung, hier hat 

der Landesgesetzgeber geregelt, es gibt auch anlasslose und regelmäßige Prüfungen. 

Also zwei Sachen: Wir prüfen regelmäßig und auch anlassunabhängig. Also nicht nur, 

wenn etwas vorgefallen ist, sondern auch präventiv. Wir haben uns beim LVR im 

Dezernat Soziales entschieden, die Prüfung unabhängig vom Leistungsgeschehen zu 

organisieren. Deswegen sitze ich jetzt hier als Fachbereichsleiterin der Sozialhilfe und 

nicht der Eingliederungshilfe. Wir haben das Prüfrecht dem Fachbereich 

Sozialhilfe/Fachliche Ressourcen zugeordnet. Wir haben uns dazu entschieden, das 

Prüfrecht aus dem Leistungsgeschehen unabhängig raus zu lösen.  
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Was umfasst das Prüfrecht im SGB IX? Der § 128 SGB IX sagt, dass wir die 

gesetzlichen und die vertraglichen Regelungen zu prüfen haben. Vertragliche 

Regelungen sind der Landesrahmenvertrag, Fachkonzept, Leistungs- und 

Prüfungsvereinbarungen und wenn man das auf den Gewaltschutz bezieht, da ist im 

SGB IX verankert, dass Gewaltschutzkonzepte vorgelegt oder erstellt werden müssen. 

Der LVR hat hier zur Umsetzung ein Eckpunktepapier verfasst und im Rahmen der 

Prüfungen schauen wir uns dann an, passt die Konzeption zum Eckpunktepapier? Und 

wir schauen uns auch die Umsetzung an. Das heißt, wir schauen uns die 

Dokumentation an. Wir gucken uns an: Wie sieht das in der Umsetzung aus? Werden 

Schulungen zum Gewaltschutzkonzept angeboten? Das ist das, was wir im 

Prüfgeschehen machen.  

 

Fr. Kraus: Sie haben jetzt gerade gesagt, präventiv prüfen. Wie wichtig ist 

das?  

 

Fr. von Berg: Ich glaube, man kann immer nur präventiv prüfen. Das wäre ja der 

absolute Zufall, dass man während einer Prüfung danebensteht. Im Rahmen der 

Prüfung prüft man immer einen zurückliegenden Zeitraum und dann schaut man, wie 

begegnet man dem. Deswegen kann es nur präventiv sein. Es soll auch nicht jemand 

sein, der mit dem erhobenen Finger dahintersteht und immer sagt: „Das machst du 

alles schlecht“. Eigentlich soll ja Prüfung und so verstehen wir das auch, ein großer Teil 

Qualitätssicherung sein. Das heißt, man schaut hin und sieht vielleicht einen Mangel 

und kommt dann in den Austausch und schaut gemeinsam, wie kann einem Mangel 

begegnet werden. Der Gesetzgeber hat zwar auch, das muss man auch immer sagen, 

unmittelbar hinter § 128 SGB IX den 129 SGB IX gesetzt. Wenn vertragliche Pflichten 

nicht erfüllt sind, dann hat der Träger der Eingliederungshilfe die Vergütung zu kürzen. 

In § 129 SGB IX steht explizit drin „ist“ zu kürzen. Es gibt kein Ermessen des 

Eingliederungshilfeträgers. Aber viele festgestellte Mängel bedeuten nicht sofort, dass 

Kürzungstatbestände entstehen. Der große Benefit ist ja, dass man gemeinsam in der 

Qualitätssicherung hinschaut. Wie kann man dem begegnen? Diese Qualitätssicherung 

machen wir, das ist ganz wichtig, nicht im Rahmen der Prüfungen, das machen wir in 

der Leistungsgewährung. Das machen unsere Regionalabteilungen, die dann mit den 

Leistungsanbietern ins Gespräch kommen. Die schauen: „Was müssen wir tun? Wie 

können wir dem begegnen?“. Und ich glaube, dass macht es dann auch rund. Dass man 

nicht nur eine Prüfinstanz dahinter hat… ich sag mal, wie ein scharfer Hund hingeht und 

schaut, was passiert da. Der Sinn muss ja sein, dass für den Leistungsberechtigten 

dauerhaft eine Verbesserung steht.   

 

Fr. Kraus: Da auch den Menschen im Blick zu haben, dass wollen Sie 

herausstellen. Ja, wir haben ja gerade eben schon die Problematik des 

Personalmangels gehabt. Wo sehen Sie beide die zentralen 

Herausforderungen für die Umsetzung und Überprüfbarkeit des 

Gewaltschutzes? 

 

Hr. Dr. Wiefling: Personalmangel kann natürlich auch in einer Einrichtung dazu führen, 

dass man durch Überforderung oder Überlastung dann auch Überforderung des 

Personals feststellen kann und das führt dann im schlimmsten Fall dazu, dass Gewalt 

bewusst oder unterbewusst ausgeübt wird. Die Frage ist ja immer, was möchte man 

mit der Gewaltprävention verhindern und das ist ja nicht nur die Aufgabe als 

WTGBehörde, sondern das muss ja primär auch eine flankierende Maßnahme sein, 
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dafür zu sorgen, dass der Gewaltschutz von den Leistungserbringern gelebt wird. Die 

WTG-Behörden kommen dann mit den Regelprüfungen, Fr. von Berg hat es 

angesprochen, regelmäßig zur Prüfung vorbei und dann gibt es ja auch im schlimmsten 

Fall die anlassbezogene Prüfung. Für die anlassbezogene Prüfung muss man ja erst mal 

darauf aufmerksam gemacht werden, durch Angehörige oder Nutzer selbst. Das sind ja 

alles Dinge mit der Gewaltprävention, die funktionieren nur, wenn es ein gesamtes 

Konzept ist. Wie es das Gesundheitsministerium mit der Landesinitiative Gewaltschutz 

versucht hat, dass man mal alle Beteiligten an einen Tisch holt. Das ist ja erstmal nur 

eine politische Absichtserklärung. Aber das zeigt auch, man holt alle Beteiligte 

zusammen und man möchte gemeinsam erreichen, dass Gewaltschutz aktiv umgesetzt 

wird. Ich glaube das war auch dem Gesetzgeber wichtig, als er diese Novellierung 

gemacht hat, um eben diese schlimmen Vorfälle im Wittekindshof zukünftig besser 

verhindern zu können.  

 

Fr. Kraus: Das ist auch sehr wichtig, notwendig und auch gut, dass wir deshalb 

hier sind und wir da schon weitergekommen sind. Aber was ich noch nicht 

verstanden habe. Was sagen Sie, was sind die größten Probleme oder die 

dicksten Bretter, die wir bohren müssen? Aus ihrer Sicht, bezogen auf den 

Gewaltschutz. Was sehen Sie in der Überprüfbarkeit für Hürden?  

 

Hr. Dr. Wiefling: Man hat jetzt ein Gewaltschutzkonzept, dass der Einrichtungsträger 

den WTG-Behörden präsentiert. Da muss den Leistungserbringern klar sein, was steht 

in so einem Gewaltschutzkonzept. Nach dem Gesetz ist es ein in Textform zu 

fabrizierendes Produkt und Papier ist geduldig. Die Frage ist, wie man es lebt. Wenn die 

WTG-Behörde jetzt in die Einrichtung reingeht, wird ja nicht nur das Dokument geprüft. 

Relevant ist generell, wie Gewalt nach diesem Gewaltschutzkonzept definiert ist; zudem 

erfolgen auch aktive Fragen an das Personal in den Einrichtungen: Wurde Gewalt 

ausgeübt? Was für Gewalt wurde ausgeübt? Dem muss die WTG-Behörde dann auf den 

Grund gehen. Im Regelfall, so bekommen wir es dann als Spitzenverband jedenfalls 

gespiegelt, es ist häufig so, dass die Leistungserbringer auf die Frage antworten: 

„Wurde Gewalt ausgeübt?“ „Nein.“ Da muss man dann schon etwas spezifischer 

nachfragen und mit Regelprüfungen alleine, wird man das Problem nicht verhindern 

können. Im Endeffekt ist es aber genauso wichtig. Das versucht der Gesetzgeber mit 

der Verpflichtung zur Durchführung von regelmäßigen Schulungen im WTG, dafür zu 

sorgen, dass die Mitarbeiter vor Ort wissen, was überhaupt Gewalt ist. Der eine 

definiert schon einen verbalen Angriff als Gewalt, der andere, auch ein Laie, würde 

primär die körperliche Aktion - die Tätlichkeit - sehen. Gewalt kommt aber in sehr 

vielen Facetten vor. Da muss man die Mitarbeiter dezidiert schulen, damit klar wird, wo 

Gewalt anfängt. Wenn dies bekannt ist, kann Gewalt besser vermieden werden.  

 

Fr. Kraus: Da ist dann Qualifizierung ein großes Thema und Schulungen bzw. 

Weiterbildungen. Aus Ihrer Sicht? 

 

Hr. Dr. Wiefling: Genau, das ist ja auch ein Kernpunkt. Die Qualifizierung kann durch 

Fortbildungen/Schulungen erfolgen. Aber nicht nur für die Leistungserbringerseite. 

Sondern, dass auch die WTG-Behörden entsprechend geschult werden, damit man ein 

Gesamtkonzept hinbekommt. Letztlich funktioniert es nur, wenn alle mitmachen.  

 

Fr. Kraus: Frau von Berg, Sie gucken kritisch?  
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Frau von Berg: Nein. Ich glaube, wenn man beim Personalmangel anfängt, würde ich 

dies als Aufgabe der Leitung des Anbieters ansehen. Natürlich ist Personalmangel ein 

Risiko. Auch für Gewalt ein Risiko, dem begegnet werden muss. Das heißt, wenn ich als 

Leitung eines Angebotes das als Risikofaktor annehme, wenn ich mir Gedanken mache, 

wenn ich auch Personalmangel als Risikofaktor für die Überlegung zum Gewaltschutz 

nehme, dann muss ich mich ja entsprechend aufstellen und muss überlegen, wie kann 

ich diesen Risikofaktor geringer machen. Man wird Gewalt nie komplett vermeiden 

können, aber wir müssen diesen Risikofaktor immer weiter zurückfahren. Dann sind 

natürlich, da bin ich ganz bei Dr. Wiefling, da ist das Angebot von Supervisionen und 

Fortbildungen besonders wichtig, eigentlich muss Gewaltschutz integraler Bestandteil 

der fachlichen Arbeit sein. Wenn wir das haben, dann wird man immer noch in 

bestimmten Situationen nicht ganz angepasst reagieren, aber dann sind Mitarbeitende 

auch nochmal anders aufgestellt. Gerade in Situationen, wo eben Personalmangel zu 

eng wird. Während der Corona-Pandemie, als viele der Fachkräfte in Quarantäne waren 

und ganz wenige Menschen vor Ort waren, das waren ja ganz herausfordernde Zeiten. 

Da ist es ein ganz integraler Bestandteil, dass Personal gut aufgestellt und unterstützt 

ist.  

In Prüfungen gucken wir natürlich, wie sieht das aus mit Schulungen oder 

Supervisionen. Werden die angeboten? Wird das regelmäßig angeboten? Ist das 

Bestandteil des ganz normalen Arbeitsalltages? Ist das Angebot immer vor Ort? Kann 

das der Mitarbeitende immer abrufen, ohne dass es irgendwelche Einschränkungen 

gibt? Ist ja auch so eine Fragestellung, biete ich das während der Arbeitszeiten an und 

nicht noch „on the top“ oben drauf. Man sieht da ganz unterschiedlichste Modelle. Es ist 

ganz wichtig, dass man das als Bestandteil der Arbeit versteht. Das ist dann schon gute 

Voraussetzung, Gewaltschutz zu leben. Ich glaub auch, dass Gewaltschutz ganz oft mit 

Haltung der Einrichtungen begründet ist, dass man das auch als wichtigen Bestandteil 

sieht und lebt.  

 

Fr. Kraus: Wie ein „Code of conduct“? 

 

Fr. von Berg: Genau, das ist ja was, was ich als Leitung eines Trägers hervorheben 

kann. Das muss ja auch eine Haltung in den Einrichtungen sein.  

 

Fr. Kraus: Das sind ja zwei verschiedene Zutaten. Die Haltung ist das eine, die 

wird aber natürlich gestrickt aus Struktur aus Rahmenbedingungen aus 

Qualifizierungen.  

 

Frau von Berg: Es reicht nicht, ein Konzept zu schreiben. Das sehen wir manchmal 

auch. Da haben wir in der Theorie das schönste Konzept. Wenn das Konzept nicht 

gelebt wird und wenn man nicht die flankierenden Maßnahmen alle mitergreift und das 

auch als selbstverständlich bei einem Anbieter ansieht und das auch eine ganz gelebte 

Selbstverständlichkeit ist. Es muss tatsächlich von Leitung gelebt werden. Wenn wir das 

so erleben, dann kann man häufig auch schwierigen Situationen mit Personalmangel 

begegnen. Es ist dann nicht immer alles bunt, aber man kann dem gezielt begegnen. 

 

3. Prüfungen der Leistungserbringer der Eingliederungshilfe durch zwei 

unterschiedliche Behörden, sind augenscheinlich für alle Beteiligten auch mit 

viel Arbeit verbunden – Stichwort Doppelprüfungen! Wie lassen sich 

Prüfprozesse so gestalten, dass darunter nicht die gemeinsame Zeit im 

Umgang mit dem einzelnen Menschen/ Leistungsberechtigten leidet? 
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Hr. Dr. Wiefling: Die Alternative wäre natürlich, man macht gemeinsam Prüfungen. Da 

hat man aber das Problem: Die WTG-Behörde prüft Ordnungsrecht und der LVR als 

Prüfinstanz macht das Leistungsrechtliche. Das sind ganz unterschiedliche 

Prüfungsansätze. Es überschneidet sich auch in Teilen durch die neue Zuständigkeit der 

WTG-Behörden für die Werkstätten für die Menschen mit Behinderung. Dort hat man ja 

auch die sogenannte Dualität der Prüfungen. Da muss man gucken, wie macht man es 

so geschickt, dass es für die Einrichtungen am wenigsten belastend ist. Dass der 

Einrichtungsnutzer nicht darunter leidet. Das sind auch Fragen, die ergeben sich im 

weiteren Prozess. Wir haben da ja auch entsprechende Arbeitsgruppen, auch mit den 

Landschaftsverbänden zusammen, die gerade daran arbeiten, wie man sich besser 

abstimmen kann. Die Frage ist ja auch: Kann man sich die Prüfergebnisse der jeweils 

anderen Seite zu eigen machen. Da muss man aber den Aspekt hinterfragen, ob man 

dem eigenen Prüfansatz überhaupt gerecht wird. Ich kann mir nicht etwas 

Leistungsrechtliches anmaßen, wenn ich Ordnungsrecht prüfen muss. Wir haben da 

noch viele Problempunkte, die im Raum stehen, aber da haben wir mit dem Ministerium 

kompetente Arbeitsgruppen/Gesprächspartner und da gibt es auch neue Ideen, wie 

man Prüfungsrahmenkonzepte abstimmen kann.  

 

Fr. Kraus: Was sind das für Ideen?  

 

Hr. Dr. Wiefling: Das ist ja jetzt im ersten Prozess. Sie müssen ja sehen: Wir haben 

nicht nur WTG-Behörden und die Landschaftsverbände. Es gibt noch die 

Bezirksregierungen, die dabeisitzen, da gibt es dem MDK usw. Das ist jetzt nicht nur 

auf die Eingliederungshilfe gesprochen, sondern insbesondere auf die 

Pflegeeinrichtungen. Da muss man einfach mal gucken, wie man besser 

zusammenarbeiten kann. Das bekommen wir auch von unseren Mitgliedern gespiegelt. 

Nicht immer läuft es mit den anderen Beteiligten so reibungslos wie z.B. mit den 

Landschaftsverbänden, dass man ad hoc Arbeitsgruppen bildet. Da ist jetzt eher die 

Frage: Wer prüft was? Wer prüft wann? Damit man nicht im schlimmsten Extremfall in 

einer Woche vier Prüfungen hintereinander durchführt. Jeder erfüllt natürlich seinen 

eigenen Prüfauftrag und das hat ja auch seine Richtigkeit. Bessere Koordination ist da 

im Sinne aller.  

 

Fr. Kraus: Ist das dann gedacht als Jour Fixe? Das man sich regelmäßig trifft 

und dass dann ein Austausch stattfindet oder das man sich digital vernetzt 

oder wie ist das gedacht?  

 

Hr. Dr. Wiefling: Dieses neue Rahmenprüfkonzept mit dem Gesundheitsministerium ist 

ja was Neues, was ja jetzt erst gegründet wird. Es gibt mit der Bezirksregierung auch 

immer Dienstbesprechungen oder auch untereinander zwischen WTG-Behörden in den 

jeweiligen Regierungsbezirken oder mit den Landschaftsverbänden viele 

unterschiedliche Arbeitsgruppen. Man ist gut vernetzt. Wir haben jetzt beim 

Landkreistag eine neue Arbeitsgruppe ins Leben gerufen. Die AG kommunale WTG-

Behörden. Wo auch die Landschaftsverbände dabei sind. Da versuchen wir auch, für 

jede einzelne Sitzung neue Gesprächspartner zu gewinnen. Beim letzten Mal war das 

Gesundheitsministerium zu Gast. Beim nächsten Mal könnten auch z.B. die 

Bezirksregierungen dabei sein oder der MDK. Also ein fortlaufender Prozess, der mit der 

WTG Novelle jetzt erst anfängt. Wir versuchen den bestmöglich zu gestalten. Natürlich 
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im Sinne unserer Mitglieder, die natürlich viele Fragen haben, die geklärt werden 

müssen.  

 

Fr. Kraus. Verstehe ich auch und dass man immer weiter guckt, was bewährt 

sich, was funktioniert und wo müssen wir noch besser werden?  

 

Hr. Dr. Wiefling: Ja, wie ich am Anfang sagte, Gewaltschutz ist nicht irgendwie neu ins 

Gesetz gekommen. Es gab das auch schon davor. Natürlich muss man dafür sorgen, 

dass das, was durch Rechtsprechung und durch bisherige Prüfergebnisse eh schon 

Standard war, was jetzt durch das Gesetz klarstellend geregelt wurde, dass das jetzt 

noch besser umgesetzt wird. Das sensibilisiert wird. Auch bei den Mitarbeitenden in 

Einrichtungen, dass das wirklich gelebt wird. Die WTG-Behörden kommen ja nur zur 

Prüfung. Die Gewalt ereignet sich ja nicht, wenn wir da sind, sondern danach oder 

davor. Wir können ja nur anlassbezogen oder durch die Regelprüfungen feststellen, ob 

es irgendwas an Gewaltvorfällen gibt. Vieles bleibt wahrscheinlich verschollen. Das 

muss man so einfach auch konzertieren. Aber: Wir wollen natürlich versuchen, dass 

alles so weit verhindert wird, wie es eben möglich ist.  

 

Fr. Kraus: Ja, ich glaube das ist der Wunsch von vielen und deswegen ist es 

gut, dass wir heute im Gespräch sind. Was würden Sie sagen: „Wie lassen sich 

die Prüfprozesse so gestalten, dass das da nicht die gemeinsame Zeit mit den 

Leistungsberechtigten leidet“?  

 

Fr. von Berg: Ich antworte jetzt mal provokant und zwar auf die Fragestellung, ob 

Prüfungen wirklich so viel Mehr an Arbeit sind. Wir haben im Landesrahmenvertrag 

vereinbart, dass für die Prüfungen ein Ansprechpartner beim Leistungsanbieter zur 

Verfügung stehen muss. Eine Person. In der Regel, so erleben wir es auch heute, ist es 

der Leiter des Anbieters und wir übergeben dann, wenn wir eine Prüfung einleiten, eine 

Liste von Unterlagen, die wir gerne sehen möchten. Das sind Konzepte, das sind 

Nachweise von Schulungen. Ich mach es weiter provokant. Ein Dienst/Anbieter, der gut 

aufgestellt ist, der holt die Ordner aus dem Schrank und gibt die uns. Wir prüfen dann 

nicht vor Ort, wir gehen dann mit den Unterlagen ins Büro zurück. Dann ist die Frage, 

wieviel mehr Arbeit ist das in dem Moment. Wir kommen zwar hin, das ist dann ein Tag 

und wir gehen mit den Unterlagen nach Hause und dann fängt das Prüfgeschehen bei 

uns im Büro an. Aber es ist dann Mehrarbeit und mitunter erheblich mehr Aufwand, 

wenn während der Prüfung Auffälligkeiten sichtbar werden. Also je mehr Auffälligkeiten 

in der Prüfung sichtbar werden und wir nachher mit einem Prüfbericht kommen, wo 

Qualitätsmängel behoben werden müssen, wo Nacharbeiten passieren müssen oder wo 

wir anhand der Dokumente sehen, da ist noch was nachzubessern, das macht ja erst 

die Arbeit. Wenn wir bei einem Anbieter prüfen und wir wenige oder kaum Mängel 

feststellen, ist die Prüfung relativ zeitunaufwendig.  

Zudem ein Blick darauf, was der Anbieter an Benefit hat... Wir müssen auch mal in die 

andere Richtung gucken. Wir gucken immer, was ist so schlimm an Prüfungen. Aber der 

Anbieter bekommt auch etwas von uns bei der Prüfung. Er bekommt von uns verbrieft, 

welche vertraglichen Verpflichtungen er alle erfüllt. Das kann am Ende alles sein. Er 

erfüllt alles und alles ist gut. Das ist ja ein deutlicher Benefit. „Du machst ganz genau 

das, was du vertraglich mit uns vereinbart hast“. Das kann ja auch eine 

Qualitätszertifizierung für den Anbieter sein. Oder er bekommt auch, wenn wir Mängel 

sehen… das hört sich immer so böse an (Fr. Kraus: Eine Art Beratung). Genau, er 

bekommt eine Beratung und dahinter fängt ja die Qualitätssicherung an. Dass man 
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gemeinsam schaut, wie kann man das verändern. Das ist ja nachher auch ein Benefit 

für den Anbieter. Ja, an dieser Stelle ist vielleicht noch was nachzubessern. 

Und eigentlich fängt da erst die Arbeit an. Also ist Prüfung wirklich so viel Mehrarbeit? 

Ja, Prüfung ist Mehrarbeit, wenn man Qualitätsmängel feststellt, weil dann muss ich 

dahinter anfangen, mir die Mängel genau anzuschauen. Muss Maßnahmen ergreifen, 

muss gucken, wie kann ich dem künftig begegnen, was muss ich ändern.  

Aber die Prüfung an sich, wenn wir kommen…wir führen ein Gespräch mit einer Person, 

nehmen die Unterlagen mit und verschwinden wieder. Dann ist immer die Frage, ist das 

wirklich so viel Mehrarbeit und in der Regel sprechen wir nicht mit den Fachkräften die 

in der Betreuung sind, sondern mit einer Person und dass sind in der Regel die 

Leitungen.  

 

Fr. Kraus: Jetzt würde mich interessieren, ob hier Fragen entstanden sind.  

 

Frage an Hr. Dr. Wiefling: Erhalten die Leistungsanbieter der 

Eingliederungshilfe für die jährliche Schulung und Überwachung des 

Gewaltschutzkonzeptes zusätzliche personelle Ressourcen bei der 

Personalbemessung?  

 

Hr. Dr. Wiefling: Da muss ich gerade passen, das muss ich nachreichen.  

 

Fr. Kraus: Ich glaube Fr. von Berg möchte.  

 

Fr. von Berg: Wenn ich direkt antworte: Nein. Ganz ehrlich, wenn wir das noch 

zusätzlich honorieren müssen und nicht jetzt schon Bestandteil von Leitung ist, 

Konzepte zu erstellen und zu schauen, dass Konzepte gelebt werden und umgesetzt 

werden, dann würde hier etwas falsch laufen. Da tue ich mich schwer als Kostenträger, 

das ist für mich schon elementarer Bestandteil der Vergütung. Das müssen wir nicht 

zusätzlich vergüten.  

 

Frage an Beide: Planen Sie Hospitationen Ihrer Mitarbeiter*innen in den 

Einrichtungen der Eingliederungshilfe? Ich habe die Frage so verstanden. Ist 

vorgesehen, dass die Mitarbeiter*innen aus Ihren Teams in den Einrichtungen 

hospitieren können, um den Arbeitsalltag kennenzulernen?  

 

Fr. von Berg: Ja, natürlich könnten meine Mitarbeitenden aus dem Prüfdienst 

hospitieren. Damit habe ich überhaupt kein Problem. Ich würde gerne noch etwas 

erzählen. Zu den Mitarbeitenden aus dem Prüfdienst beim LVR. Wir haben 

multiprofessionelle Teams, wir haben nicht nur Verwaltungsbeamte wie ich jetzt. Wir 

haben ganz viele Sozialpädagogen/Sozialarbeiter,die bei uns in der Regel schon im 

Fallmanagement waren und die schon ein Leben vor dem Fallmanagement hatten und 

häufig von der Seite der Anbieter kommen. Die Mitarbeitenden kennen durchaus das 

Leben unmittelbar am Leistungsberechtigten. Wenn sie mich jetzt nehmen würden, ich 

wäre jemand der für eine Hospitation gut geeignet wäre, da ich nicht aus der Profession 

komme. Aber unsere Prüfer*innen sind zu einem Großteil eben Mitarbeitende, die auch 

schon mit Menschen mit Behinderungen bei einem Anbieter gearbeitet haben und 

dadurch auch die andere Sichtweise kennen.  
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Hr. Dr. Wiefling. Genau. Das ist auch immer eine Frage von Personal- und 

Zeitressourcen. Ist das überhaupt personell oder zeitlich möglich. Die WTG-Behörde 

muss ohnehin schon Personal aufstocken. Mit Sicherheit würde es nicht schaden.  

 

Unabhängig von der Hospitation, ist ja jetzt gerade mit der Umsetzung der 

Schulungskonzepte, bei dem das Gesundheitsministerium mittlerweile einen 

entsprechenden Schulungsanbieter auserkoren hat, doch gerade der richtige Weg, dass 

man diese Fortbildungen nicht nur für die Einrichtungsmitarbeitenden, sondern primär 

auch an die WTG-Behörden richtet. Damit auch die Mitarbeiter der WTG-Behörden 

genau wissen, was wird vorausgesetzt und diese Sensibilisierung auf beiden Seiten 

passiert.  

 

Frage an Fr. von Berg: Sehen Sie Möglichkeiten von Prüfungen in Besonderen 

Wohnformen auch außerhalb der Arbeitszeiten der Wfbm-Mitarbeiter*innen? 

Dann gelänge ein besserer Einblick in den Arbeitsalltag.  

 

Fr. von Berg: Ja, das wäre möglich. Ich sehe keinen Grund, warum das nicht so sein 

sollte. Wir sind im Moment noch nicht so weit, dass wir auch schon die 

Leistungsberechtigten bei den Prüfungen einbeziehen. Das wäre ja wichtig, wenn wir in 

Besonderen Wohnformen prüfen, dass wir den Leistungsberechtigen antreffen und nicht 

tagsüber kommen, wenn diese in der Werkstatt für Menschen mit Behinderungen sind. 

Wir sind jetzt nicht an die Bürozeiten eines Beamten gebunden. Wir denken tatsächlich 

darüber nach, wie wir die Leistungsberechtigten und auch deren Sicht ins 

Prüfgeschehen einbeziehen. Das Prüfgeschehen ist im Moment ein dynamischer 

Prozess. Zu glauben, dass wenn man anfängt zu prüfen, sofort die beste 

Standardprototypenprüfung zu haben, ist eine falsche Erwartungshaltung. Aber uns ist 

es wichtig, dass wir die Prüfungen soweit weiterentwickeln, dass wir auch die 

Leistungsberechtigten und ihre Sicht der Dinge in die Prüfung einfließen lassen und 

dann wird es auch wichtig sein, dass wir mit den Leistungsberechtigten sprechen. Eine 

Form finden, dass wir auch deren Sicht mitnehmen und dann wird es auch notwendig 

sein, natürlich in einer Besonderen Wohnform zu sein, wenn die Leistungsberechtigten 

zuhause sind und nicht in der Werkstatt.  

 

Frage: Ist bei den Eingliederungshilfe-Prüfungen ein Einbezug der 

Nutzer*innen-Beiräte vorgesehen?  

 

Fr. von Berg: Ein eindeutiges „Ja“. 

 

Frage an Fr. von Berg: Wie geht der LVR auf den Fachkräftemangel ein, 

hinsichtlich der Einhaltung von Fachkräftequoten?  

 

Fr. von Berg: Auch da nochmal, ich glaube wir müssen uns dann immer klarmachen, 

was heißt das? Ich tue mich dann immer schwer bei einem Leistungsanbieter, der das 

nicht kundtut. Wo wir ja eine Vereinbarung haben, dass eine bestimmte Anzahl von 

Fachkräften vorzuhalten ist. Wir alle, also auch ein Landschaftsverband ist nicht 

blauäugig. Wir kennen ja auch den Fachkraftmangel. Ich finde das immer dann 

schwierig, wenn ein Anbieter unter der vereinbarten Fachkraftquote ist und nichts sagt. 

Dann würden wir bei einer Prüfung relativ hart auftreten. Ich find es immer ganz 

wichtig, dass ein Anbieter sich dann meldet und sagt: „Wir haben jetzt das Problem“. 

Dass man dann gemeinsam guckt, wie können wir dem begegnen. Ich habe eben so ein 
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bisschen gezuckt, als ich draußen saß und hier Hr. Ströbele gehört habe, der gesagt 

hat, dann müssen wir den Standard senken und habe hier den Applaus gehört und ich 

habe für mich gedacht, ist das wirklich der Weisheit letzter Schluss? Weil was bedeutet 

das? Ich bin dann jemand, der häufig aus der Sicht des Leistungsberechtigten guckt. 

Was bedeutet das für den Leistungsberechtigten? Natürlich muss ich auch mal schauen, 

was bedeutet das für die Fachkraft vor Ort? Was heißt das? Aber auch im Verbund 

nochmal zu schauen und ich finde ganz wichtig, wenn man über so ein Thema redet, 

man muss dann miteinander sprechen. Was passiert, wenn ich eine Fachkraftquote 

unterschreite, und zwar dauerhaft. Ich rede jetzt nicht von zwei, drei Wochen, sondern 

dauerhaft unterschreite, dann werde ich auch mit einem Kostenträger sprechen 

müssen. Dann muss man gucken wie man dem begegnen kann und was das für 

Maßnahmen sein können. Da kann ich ihnen jetzt keine Blaupause geben, dann wäre es 

einfacher. Ich finde es ganz wichtig, dass man das auch transparent macht und dann 

muss man über Lösungen nachdenken. Wie auch immer diese Lösungen aussehen 

können. Aber das schlimmste ist, es nicht kund zu tun. Weil dann kommen wir in der 

Prüfung und dann sehen wir das und dann kommt, was ich eben sagte, §§ 128, 129 

SGB IX. Dann bin ich auch gezwungen, die Vergütung zu kürzen und das sehen wir im 

Prüfgeschehen jetzt auch ganz deutlich. Wo wir dann erhebliche Kürzungen geltend 

machen, weil eben Personal nicht vorgehalten wird, was wir bezahlen. Da muss man 

sich ehrlich machen und muss miteinander reden und man muss nach Lösungen 

suchen. Da wird keiner von uns eine sofort eine Lösung parat haben. Wenn man da 

nicht miteinander hinguckt und überlegt, wie könnte es sein, auch mit Blick auf den 

Leistungsberechtigten, das ist ja die Pflicht die wir dahinter haben. Und ich bin dann so 

jemand, wir haben es da an den Seiten (deutet auf die Aufsteller). Unter unserem Logo 

steht „Qualität für Menschen“. Das müssen wir ernst nehmen. Das sind Menschen, die 

uns anvertraut sind als Kostenträger, wo wir sicherstellen müssen, dass da auch gute 

Leistungen erbracht werden.  

 

Fr. Kraus: Ich denke jetzt mal, um es nochmal aufzugreifen, den Applaus gab 

es ja eben, als gesagt wurde: Man hat immer höhere Ansprüche an die 

Qualität, während aber die Ressourcen nicht entsprechend sind. Das war ja 

eben dieser Gegensatz. Ich denke mal, das die Leistungsberechtigten, das 

unterstelle ich mal, bei allen in Fokus sind.  

 

Frage an Fr. von Berg: Wird es für die LVR Prüfungen einen 

Rahmenprüfkatalog geben?  

 

Fr. von Berg: Nein. Wir werden keinen Katalog ausgeben, wo wir schreiben, was wir 

fragen. Ich komme mal darauf zurück, was prüfen wir? Wir prüfen die gesetzlichen und 

vertraglichen Vereinbarungen. Wir prüfen das, was wir mit jedem Anbieter im 

Landesrahmenvertrag, im Fachkonzept, in der Leistungsvereinbarung vereinbart haben. 

Meines Erachtens nach braucht es da keinen Fragenkatalog/Prüfleitrahmen, das ist die 

Basis, was man miteinander vereinbart hat. Wenn Sie mit einem Handwerker einen 

Vertrag abschließen, dann weiß man dahinter auch, was der erledigen soll und muss 

dahinter nicht noch eine Fragenliste erstellen, wie macht der Handwerker das und so 

ähnlich ist das hier auch. Das, was wir im Moment sehen, dass der Abschluss der 

Leistungsvereinbarungen ganz lange zurückliegt, dass teilweise nicht mehr so bewusst 

ist, was wir in einer Leistungsvereinbarung oder in einem Fachkonzept vereinbart 

haben. Ich glaube, da müssen wir jetzt nochmal in den Austausch gehen, dass wir uns 

bewusstmachen, was haben wir miteinander vereinbart und was ist unsere Grundlage 
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für unsere Arbeit. Deshalb glaub ich, dass wir so Scheingefechte über Prüfkataloge 

führen. Was wir machen werden, das darf ich jetzt schon mal ankündigen, wir werden 

in nächster Zukunft auf der Internetseite des Landschaftsverbandes etwas zum 

Prüfgeschehen schreiben. Aber da wird kein Fragenkatalog stehen, den sie dann 

abhaken. Das heißt, wir kommen nicht mit einem Fragenkatalog und machen  

Häkchen dahinter. Wir werden immer wieder auf das individuelle Leistungskonzept oder 

Fachkonzept eingehen.  

 

 


